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Arzthaftung: Thromboseprophylaxe 
nicht auf Verdacht
Rechtsanwalt Dr. Christoph Osmialowski, Fachanwalt für Medizinrecht, Karlsruhe

Einleitung 

Gemäß § 630a Abs. 2 BGB besteht 
die ärztliche Pflicht, die Behand-

lung nach den zum Zeitpunkt der Be-
handlung bestehenden, allgemein an-
erkannten fachlichen Standards zu leis-
ten. Die Grenzen dieser Pflicht sind bei 
der Behandlung akuter Beschwerden 
tendenziell klarer, als bei der Frage nach 
dem Erfordernis vorbeugender Maß-
nahmen gegen zukünftige Beschwer-
den. 

Während bei der Behandlung akuter 
Beschwerden der aktuelle Status quo zu-
grunde gelegt werden kann, ist bei der 
Entscheidung über das Erfordernis vor-
beugender Maßnahmen auch eine Prog-
nose anzustellen, wobei die mit den 
konkreten vorbeugenden Maßnahmen 
verbundenen Risiken im Rahmen einer 
Abwägung einzubeziehen sind. Untätig-
keit kann genauso zur Haftung führen, 
wie übermäßige Behandlung, soweit 
dem Patienten ein Schaden entsteht 
(Verletzung, Verhinderung der Gesun-
dung, überflüssige Belastung der Befind-
lichkeit, etc.). 

Der allgemein anerkannte fachliche 
Standard bemisst sich nach dem zum 
Zeitpunkt der Behandlung aktuellen 
Stand der medizinischen Forschung. Die 
Ärztin/der Arzt muss jedoch nicht jede 
Veröffentlichung sämtlicher Fachzeit-
schriften der Welt kennen – maßgeblich 
ist die herrschende Meinung in den gän-
gigen Fachzeitschriften. Diese wird sich 
auch in den Leitlinien der Fachgesell-
schaften widerspiegeln, die jedoch le-
diglich der Orientierung dienen. Richtli-
nien des gemeinsamen Bundesaus-
schusses dienen der Abrechenbarkeit 
von Leistungen der vertragsärztlichen 
Versorgung und stellen als solche des-
halb ebenfalls lediglich ein Indiz dar. 
Die Verbindlichkeit von Richtlinien der 
Ärztekammer ist umstritten. Als Grund-
satz in der Praxis kann deshalb an dieser 
Stelle festgehalten werden: Leit- und 
Richtlinien dienen als Indizien für den 
allgemein anerkannten fachlichen Stan-

dard; dieser kann jedoch auch weiterge-
hende Anforderungen stellen. 

Die Ärztin/der Arzt muss bei dem 
möglichen therapeutischen Weg größt-
mögliche Sicherheit, Patienteninteresse 
auf Befreiung von der Krankheit, Risiken 
der möglichen Maßnahmen, besondere 
Sachzwänge des konkreten Falls und 
Heilungsprognose abwägen. Für eine 
solche Abwägung im Bereich vorbeu-
gender Maßnahmen (Thrombosepro-
phylaxe) gibt die folgende Entscheidung 
eine Orientierung. 

Oberlandesgericht Hamm, Ur-
teil vom 18.10.2013,  
Az. I-26 U 119/12, 26 U 119/12 

Zum Sachverhalt 

Der Kläger macht Schadensersatz- und 
Schmerzensgeldansprüche wegen ver-
meintlich fehlerhafter ärztlicher Be-
handlung seiner verstorbenen Ehefrau 
geltend.

Am 26.2.2009 erlitt die Ehefrau des 
Klägers während eines Skiurlaubs in Ita-
lien einen Unfall, bei dem eine Distorsi-
on beider Kniegelenke mit Innenband-
läsion im linken Kniegelenk auftrat. Sie 
wurde noch am Unfallort ärztlich mit 
zwei Gehhilfen und einer Knieman-
schette versorgt. Am 28.2.2009 fuhren 
der Kläger und seine Ehefrau nach 
Deutschland zurück. Wegen einer star-
ken Schwellung im Knie suchte die Ehe-
frau des Klägers am 02.03.2009 die Pra-
xis des beklagten Orthopäden auf. Nach 
Entfernung der Manschette und Unter-
suchung stellte der beklagte Orthopäde 
die Diagnose und überwies die Ehefrau 
des Klägers zur weiteren Abklärung an 
eine radiologische Praxis, durch die am 
13.03.2009 ein MRT erfolgen sollte. Be-
reits am 04.03.2009 erlitt die Ehefrau des 
Klägers jedoch aufgrund einer Throm-
bose eine Lungenembolie und kollabier-
te. Sie wurde durch den Notarzt wieder-
belebt und mit dem Rettungswagen in 
das Städtische Klinikum verbracht. 

Nach Entwicklung eines ausgeprägten 
Hirnödems verstarb die Ehefrau des Klä-
gers dort am 10.03.2009.

Der Kläger hat Schmerzensgeld, Er-
satz der Beerdigungskosten sowie den 
Ersatz eines Haushaltsführungsscha-
dens mit der Begründung geltend ge-
macht, der beklagte Orthopäde habe 
fehlerhaft eine ausreichende Thrombo-
seprophylaxe unterlassen.

Das Landgericht hat nach Ein-
holung eines fachorthopädischen Sach-
verständigengutachtens und dessen 
mündlicher Erläuterung die Klage abge-
wiesen und zur Begründung ausgeführt, 
der Kläger habe den ihm obliegenden 
Beweis für eine fehlerhafte Behandlung 
seiner verstorbenen Ehefrau durch den 
beklagten Orthopäden nicht geführt. 

Hiergegen richtete sich die Berufung 
des Klägers, der sein erstinstanzliches 
Begehren weiter verfolgte. Zur Begrün-
dung trug er vor, wegen der starken 
Schmerzen, die seine Ehefrau im Knie 
gespürt habe, hätte die Ursache der 
Schwellung weiter abgeklärt werden 
müssen. Daher hätte eine sofortige 
Kernspinuntersuchung veranlasst wer-
den müssen. Außerdem hätten Gefäß-
untersuchungen durchgeführt bzw. an-
geordnet werden müssen, denn es hät-
ten eindeutige Hinweise auf eine begin-
nende Thrombose vorgelegen. Da seine 
Ehefrau seit dem Unfall nicht mobili-
siert gewesen sei, hätte ein erhöhtes 
Thromboserisiko vorgelegen. Es hätte 
durch eine nichtinvasive Blutunter-
suchung, z.B. durch die Bestimmung des 
D-Dimere-Wertes, das Vorliegen einer 
Thrombose abgeklärt werden müssen. 
Eine früh-funktionelle Therapie mit 
Kniebelastung habe es nicht gegeben, 
weil es seiner Ehefrau unmöglich gewe-
sen sei, ohne die Hilfsmittel zu gehen. 
Wegen der eingeschränkten Mobilität 
habe zumindest ein mittleres Thrombo-
serisiko bestanden, das eine medika-
mentöse Therapie erforderlich gemacht 
habe. Der Kläger trug weiterhin vor, es 
sei nicht berücksichtigt worden, dass 
seine Ehefrau schon bei dem Arztbesuch 
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über starke Schmerzen und Übelkeit ge-
klagt habe. Sie habe dies gegenüber Zeu-
gen geäußert und auch darauf hingewie-
sen, dass die Schwellung zugenommen 
hatte. Es sei aber nur das Knie und die 
Wade klinisch untersucht worden. Die 
Thrombose sei aber bereits durch die An-
lage des Tutors in Italien entstanden 
und deshalb behandlungsbedürftig ge-
wesen. Die Abnahme der Orthese sei 
nicht ausreichend gewesen, um das Risi-
ko zu verringern. Es hätte vielmehr die 
Mobilisierung seiner Ehefrau sicher-
gestellt werden müssen. Da der beklagte 
Orthopäde selbst von einer Blutung aus-
gegangen sei, hätte auch deshalb eine 
ausreichende Prophylaxe erfolgen müs-
sen. Zudem sei das Alter seiner Ehefrau 
zu berücksichtigen gewesen. Schon weil 
sie über 60 Jahre alt gewesen sei, habe 
ein mittleres Thromboserisiko bestan-
den. Im Zusammenhang mit der langen 
Rückfahrt, den Schmerzen und der 
Schwellung sei sogar von einem hohen 
Risiko auszugehen gewesen. Es sei des-
halb neben einer medikamentösen The-
rapie auch versäumt worden, Thrombo-
sestrümpfe zu verordnen. Darin liege 
ein grober Behandlungsfehler.

Aus den Gründen

Die Berufung des Klägers gegen das Ur-
teil des Landgerichts ist nach Auffassung 
des Oberlandesgerichts unbegründet. 
Das Urteil des Landgerichts sei weder ab-
zuändern noch aufzuheben. 

Das Landgericht habe nach ord-
nungsgemäßer Beweisaufnahme die 
Klage zu Recht und mit zutreffender Be-
gründung abgewiesen. Die dagegen mit 
der Berufung vom Kläger geltend ge-
machten Einwände griffen im Ergebnis 
nicht durch. 

Schadensersatzansprüche wegen ei-
nes ärztlichen Behandlungsfehlers kä-
men nicht in Betracht. Der Kläger habe 
den ihm obliegenden Beweis dafür, dass 
dem beklagten Orthopäden ein Behand-
lungsfehler vorzuwerfen ist, nicht ge-
führt. Nach dem Ergebnis der vom Senat 
durchgeführten Beweisaufnahme sei der 
Vorwurf, der beklagte Orthopäde habe 
behandlungsfehlerhaft eine Thrombo-
seprophylaxe unterlassen, nicht berech-
tigt. Das Abnehmen der in Italien zur 
Erstversorgung angelegten Schiene und 
die Aufforderung an die Ehefrau des Klä-
gers, das verletzte Bein schmerzadaptiert 
voll zu belasten, seien ausreichend ge-

wesen. Weitergehende Maßnahmen zur 
Thromboseprophylaxe seien nicht indi-
ziert gewesen.

Eine weitere Abklärung einer 
Thrombose wäre nur dann angezeigt ge-
wesen, wenn es anamnestische oder kli-
nische Zeichen dafür gegeben hätte. In 
dieser Einschätzung folgt der Senat den 
Ausführungen des Sachverständigen, 
der für den Senat nachvollziehbar er-
klärt habe, dass eine klinische Diag-
nose einer sich erst anbahnenden 
Thrombose nicht möglich sei, weil 
eine beginnende Thrombose noch keine 
entzündlichen Reaktionen der Gefäße 
oder eine fassbare venöse Abflussstö-
rung bewirke. Die wegen des hohen Risi-
kos einer Lungenembolie erforderliche 
Thromboseprophylaxe sei daher nur in-
dividuell und risikoadaptiert möglich. 
Ohne entsprechendes individuelles Risi-
ko könne wegen der der Prophylaxe im-
manenten Risiken keine Thrombosevor-
beugung durchgeführt werden. Für eine 
medikamentöse Prophylaxe müssten 
deshalb neben bestimmten Risiko-
faktoren auch klinische Anhalts-
punkte bestanden haben. Ohne sol-
che Anhaltspunkte und nur auf 
bloßen Verdacht dürfe hingegen 
eine medikamentöse Prophylaxe 
aufgrund der damit verbundenen 
Risiken nicht begonnen werden. 
Dies habe der Sachverständige im Rah-
men der mündlichen Erläuterung seines 
Gutachtens im Senatstermin plausibel 
damit erklärt, dass man sich sonst im 
Falle des Auftretens von Komplikatio-
nen durch eine medikamentöse Throm-
boseprophylaxe fragen lassen müsse, 
warum man diese auch ohne klinische 
Anhaltspunkte eingeleitet habe.

Für weitere klinische Anzeichen ei-
nes erhöhten Thromboserisikos hätten 
sich im vorliegenden Fall aber keine An-
haltspunkte ergeben. Nach der Doku-
mentation des beklagten Orthopäden 
habe die zur Ermittlung solcher Anhalts-
punkte lediglich erforderliche Unter-
suchung der Wade des verletzten Beines 
stattgefunden und habe keine Anzei-
chen für eine Thrombose ergeben. Ent-
gegen der Auffassung des Klägers müsse 
auch keine weitere Untersuchung des 
betroffenen Beines erfolgen. Der Sach-
verständige habe dazu erklärt, es müsse 
nicht einmal der gesamte Unterschen-
kel untersucht werden, vielmehr reiche 
der „klassische Untersuchungsgriff“ 
durch Umfassung der Wade zur Abklä-

rung einer Schmerzempfindlichkeit, die 
auf eine Thrombose hindeute, aus. Eine 
Untersuchung des Oberschenkels sei – 
so der Sachverständige – nicht erforder-
lich.

Diese Feststellungen würden durch 
die Behauptung des Klägers, bereits die 
von seiner Frau geklagten Beschwerden, 
insbesondere starke Schmerzen, sowie 
ihre Übelkeit schon auf der Rückfahrt 
und das starke Anschwellen des Knies, 
hätten auf eine beginnende Thrombose 
hingewiesen, nicht in Frage gestellt. 
Auch die Vernehmung der vom Kläger 
zu dieser Behauptung benannten Zeu-
ginnen, insbesondere der Zeugin N., auf 
deren Vernehmung anders als bei den 
Zeuginnen H. und C. nicht verzichtet 
worden war, sei entbehrlich gewesen. 
Der Kläger hätte zwar dazu vorgetragen, 
seine Ehefrau habe der Zeugin am Tele-
fon davon berichtet, dass ihr Bein ange-
schwollen gewesen sei. In der mündli-
chen Verhandlung habe er ergänzend 
erklärt, die Zeugin könne bekunden, 
dass seine Frau nach der Rückkehr vom 
Unfall erzählt und geschildert habe, dass 
sie Schmerzen habe. Hierauf komme es 
indessen nicht an. Der Zustand des ver-
letzten Beines und der Umfang der von 
der Ehefrau des Klägers vor der Untersu-
chung durch den beklagten Orthopäden 
beklagten Beeinträchtigungen sei für die 
Frage eines Behandlungsfehlers uner-
heblich, denn der beklagte Orthopäde 
habe die bei der von ihm durchgeführ-
ten Untersuchung erhobenen Befunde 
dokumentiert. Die zu diesem Zeitpunkt 
festgestellten Beeinträchtigungen seien 
aber keine erheblichen klinischen An-
haltspunkte für ein erhöhtes Thrombo-
serisiko gewesen. Der durch das Trauma 
vermutlich verursachte Innenbandriss, 
der selbst kein erhöhtes Thromboserisi-
ko bewirke und konservativ behandelt 
werde, sodass eine sofortige Operation 
regelmäßig nicht erforderlich sei, führe 
nach den Erläuterungen des Sachver-
ständigen zwar zu einer Schwellung und 
zu einer Überwärmung im Bereich des 
Knies. Dass dadurch Schmerzen aufträ-
ten, so wie sie geschildert worden sind, 
sei – so der Sachverständige – auch ver-
ständlich und nachvollziehbar. Wie er 
aber bereits im Kammertermin beim 
Landgericht ausgeführt hatte, stellten 
diese Beschwerden im Knie selbst keine 
Thromboseanzeichen dar. Eine bei Vor-
liegen einer Thrombose zu erwartende 
Schwellung des gesamten Unterschen-
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kels sei genauso wenig dokumentiert 
wie durch die Orthese im Falle einer 
Thrombose verursachte Schnürfurchen.

Dem weiteren Vortrag des Klägers, 
das Thromboserisiko hätte durch die Be-
stimmung des sogenannten D-Dimere-
Wertes ermittelt werden können, stehe 
die Erklärung des Sachverständigen ent-
gegen, wonach eine beginnende Throm-
bose sich auch mit Blutuntersuchungen 
nicht feststellen lasse, weil sich das Vor-
liegen einer Thrombose nur an 
dem Druckschmerz in der Wade 
erkennen lasse und andere sichere 
Untersuchungsmethoden zur Fest-
stellung fehlen. Schließlich habe der 
beklagte Orthopäde es auch nicht feh-
lerhaft unterlassen, der Ehefrau des Klä-
gers Thrombosestrümpfe zu verschrei-
ben, weil diese nach den Ausführungen 
des Sachverständigen bei einer Kniever-
letzung mit Weichteilschwellung unge-
eignet sind.

Mangels anderer klinischer Anzei-
chen habe bei der Ehefrau des Klägers 
nur ein niedriges Risiko vorgelegen, das 
keine medikamentöse Prophylaxe erfor-
derlich gemacht hat. Es hätte zwar zu-
nächst aufgrund des in Italien angeleg-
ten Tutors und der mit der zehnstündi-
gen Rückfahrt verbundenen Immobili-
sation der Ehefrau des Klägers ein mitt-
leres Risiko bestanden, das jedoch infol-
ge der Abnahme der Orthese durch den 
beklagten Orthopäden verringert wor-
den sei, sodass nach den Erläuterungen 

des Sachverständigen die Mobilisation 
der Ehefrau des Klägers zur weiteren Pro-
phylaxe ausreichte. Wie der Sachver-
ständige im Senatstermin nachvollzieh-
bar erläutert habe, sei auch der Vortrag 
des Klägers, die Abnahme des sogenann-
ten Tutors sei nicht ausreichend gewe-
sen, weil seine Ehefrau nicht ausrei-
chend hätte mobilisiert werden können, 
unzutreffend. Der Sachverständige habe 
dazu ausgeführt, dass die Empfehlung 
einer Vollbelastung als Basismaßnahme 
zur Thromboseprophylaxe ausreichend 
sei. Auch unter Zugrundelegung des 
Vortrags des Klägers, seine Frau habe 
nicht frei gehen können und habe beim 
Verlassen des Behandlungszimmers die 
Gehhilfen benutzt, habe kein erhöhtes 
Thromboserisiko bestanden, weil nach 
den plausiblen Erläuterungen des Sach-
verständigen im Senatstermin die „Mus-
kelpumpe“ auch noch bei einer Teilbe-
lastung des Beines funktioniert. Es rei-
che demnach aus, wenn die Ehefrau des 
Klägers unter Zuhilfenahme der Gehhil-
fen mit beiden Beinen aufgetreten ist. 
Dies habe der Kläger ausdrücklich bestä-
tigt und erklärt, seine Ehefrau habe bei-
de Beine auf dem Boden bewegt und 
nicht etwa das verletzte Bein angezogen.

Fazit 

Die Entscheidung zeigt, dass Ärztinnen 
und Ärzte nicht grundsätzlich und aus-

schließlich auf dem sichersten Weg (vor-
liegend: immer Thromboseprophylaxe) 
festgelegt sind. Vielmehr muss auf 
Grundlage der aktuellen Umstände 
(Symptome) eine Prognose angestellt 
werden, die mit den Risiken der vorbeu-
genden Maßnahme abzuwägen ist. 
Maßgeblich ist die „ex ante“-Sicht des 
behandelnden Arztes im Zeitpunkt sei-
ner Entscheidung über die Erforderlich-
keit der vorbeugenden Maßnahme. Von 
besonderer Bedeutung ist unter dem Ge-
sichtspunkt der Beweisbarkeit in diesem 
Zusammenhang die Dokumentation 
sämtlicher durchgeführten Unter-
suchungen. 

Auch wenn die Entscheidung des 
Oberlandesgerichts klarstellt, dass 
Thromboseprophylaxe nicht grundsätz-
lich immer betrieben werden muss, ruft 
es die behandelnde Ärztin/den behan-
delnden Arzt in die Pflicht, im konkre-
ten Einzelfall Risikofaktoren und kli-
nische Anzeichen festzustellen und ab-
zuwägen. Fehler bei dieser Abwägung 
können zur Haftung für hieraus resultie-
rende Schäden führen.  
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